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In Ergänzung der Planzeichnung wird gemäß Baugesetzbuch (BauGB) und Baunutzungsverord-

nung (BauNVO) sowie gemäß Landesbauordnung (LBO), jeweils in der derzeit gültigen Fas-

sung, festgesetzt: 

 

A Planungsrechtliche Festsetzungen 

(§ 9 BauGB und BauNVO) 

 

1 Art der baulichen Nutzung 

 § 9 (1) Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1-15 BauNVO 

 

Kerngebiet (§ 7 BauNVO) 

 

Sonstige Wohnungen gemäß § 7 (2) Nr. 7 BauNVO sind im MK1 und im MK2, ab dem 1. 

Obergeschoss, bezogen auf das Niveau Östliche Karl-Friedrich-Straße, zulässig. 

 

Die Ausnahme des § 7 (3) Nr. 1 BauNVO wird gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO nicht Be-

standteil des Bebauungsplanes. 

 

Vergnügungsstätten mit sexuellem Hintergrund sind unzulässig. 

Bordelle, bordellartige Betriebe, Swinger Clubs sowie sonstige Betriebe und Einrichtun-

gen, bei denen die Ausübung sexueller Handlungen betriebliches Wesensmerkmal ist; 

Peepshows, Striptease-Lokale, Sex Kinos und Sexshops sowie sonstige auf sexuelle Be-

dürfnisse orientierte Betriebe und Einrichtungen sind nicht zulässig. 

 

 

2 Maß der Nutzung 

(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16-21a BauNVO) 

 

Das Maß der baulichen Nutzung ist durch Planeintrag als Grundflächenzahl (GRZ) und 

Höhe der baulichen Anlagen (HbA) festgesetzt. 

 

Die Höhe der baulichen Anlagen ist als Höchstgrenze festgesetzt.  

Der obere Bezugspunkt ist die Oberkante der Flachdachattika bzw. die Oberkante des 

Flachdachs (sofern keine Attika ausgebildet wird). 

 

Die Höhe der baulichen Anlage darf auf maximal 20% der Gesamtdachfläche durch tech-

nisch notwendige Anlagen (z.B. Aufzugsüberfahrten, Lüftungsanlagen, Klimageräten, etc.) 

und Treppenaufgängen überschritten werden. Deren Höhe darf 3,0 m gemessen ab Ober-

kante Dachhaut nicht überschreiten. 

 

Durch Anlagen für die Gewinnung regenerativer Energien (z. B. Solarthermie, Photovol-

taik) darf die Höhe der baulichen Anlagen ausnahmsweise überschritten werden. Sie dür-

fen die Oberkante Flachdachattika um maximal 0,20 m überragen.  

 

Alle technisch notwendigen Anlagen müssen zum Dachrand mindestens einen Abstand 

einhalten, der das 1,5-fache ihrer gesamten Konstruktionshöhe über der Dachfläche ent-

spricht, mindestens jedoch 1,5 m.  
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3 Überbaubare Grundstücksfläche und Bauweise 

(§ 9 (1) 2 BauGB i. V. m. §§ 22 und 23 BauNVO) 

 

Das Vor- und Zurücktreten von Gebäudeteilen von der Baulinie oder der Baugrenze in ge-

ringfügigem Ausmaß ist zulässig. 

 

Tiefgaragen, einschließlich der Ein- und Ausfahrtsbereiche, sind auch außerhalb der über-

baubaren Grundstücksflächen zulässig. 

 

In den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Werbeanlagen unzulässig. 

 

Festgesetzt ist die abweichende Bauweise. In der abweichenden Bauweise sind Gebäude in 

der offenen Bauweise mit einer Länge über 50 m zulässig. 

 

 

4 Flächen für Nebenanlagen und Garagen und ihre Einfahrten 

(§ 9 (1) 4 BauGB) 

 

Oberirdische Stellplätze und Garagen sind unzulässig.  

Für MK 1 und MK 2 + 3 ist je eine Zufahrt von Osten mit maximal 11,0 m Breite zulässig. 

Weitere Zufahrten sind nicht zulässig. 

 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind Nebenanlagen unzulässig. 

 

 

5 Vorkehrungen zum Schutz vor Lärm 

(§ 9 (1) Nr. 24 BauGB) 

 

Passive Schallschutzmaßnahmen 

In der Planzeichnung sind die nach DIN 4109-2:2016-07, Kapitel 4.4.5 (Schallschutz im 

Hochbau (erschienen im Beuth-Verlag, Berlin)) ermittelten maßgeblichen Außenlärmpegel 

in Form von Lärmpegelbereichen Tag und Nacht als Grundlage für den passiven Schall-

schutz festgesetzt. Bei der Neuerrichtung oder bei genehmigungsbedürftigen baulichen Än-

derungen von Gebäuden ist ein erhöhter Schallschutz in Form des bewerteten Bau-Schall-

dämm-Maßes der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen entsprechend der jeweili-

gen Raumart mit der Baugenehmigung nachzuweisen. 

 

Von den Anforderungen an das bewertete Bau-Schalldämm-Maß der Außenbauteile 

schutzbedürftiger Räume nach diesen Vorgaben kann abgewichen werden, wenn im Bau-

genehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass geringere maßgebliche Außenlärmpegel 

nach DIN 4109-2:2016-07, Kapitel 4.4.5 an den Fassaden vorliegen. Die Anforderungen 

an die Schalldämmung der Außenbauteile können dann entsprechend den Vorgaben der 

DIN 4109-1: 2016-07 reduziert werden. 

 

Zusätzlich ist im MK 1 bis MK 3 an den zur Schloßkirche (MK 1) sowie zur Deimling-

straße (MK 2 und MK 3) orientierten Fassaden, an denen nachts ein Pegel von 50 dB(A), 

entsprechend dem maßgebenden Orientierungswert Nacht der DIN 18005, überschritten 

wird und an allen in der Nacht zum Schlafen genutzten Aufenthaltsräumen die Belüftung 

zu sichern, und zwar: 

 durch die Verwendung fensterunabhängiger schallgedämmter Lüftungseinrichtun-

gen oder gleichwertiger Maßnahmen bautechnischer Art, die eine ausreichende Be-

lüftung sicherstellen, 
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 durch Anordnung der Fenster an einer schallabgewandten Fassade oder 

 durch eine geeignete Eigenabschirmung der Fenster gegen Straßenverkehrslärm. 

 

Aktive Lärmschutzmaßnahmen  

Zu- und Abfahrtsrampen von Tiefgaragen sind an den Seitenwänden und der Decke hoch-

absorbierend auszuführen. Das Schallabsorptionsmaß DLa muss dabei mindestens 8 dB(A) 

betragen. Überfahrbare Regenrinnen und Garagentore sind lärmarm auszuführen. 

 

 

6 Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 

 

Alle nicht mit Gebäuden über der Geländeoberfläche bebauten Flächen oder mit anderen 

baurechtlich notwendige Nutzungen genutzten Flächen in den Kerngebieten (MK 1, MK 2 

und MK 3) sind mit einem Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit belegt. Ausnahmsweise 

wird ein Fahrrecht zugunsten der angrenzenden Nutzer für notwendige Andienungs- und 

Wartungsfahrten festgesetzt. 

Im MK2/MK3 wird von der Zufahrt bis zur bestehenden Tiefgarage unterm Marktplatz ein 

8,0 m breites Geh- und Fahrrecht zugunsten der Stadt Pforzheim festgesetzt. 

 

Gemäß Planeintrag werden zusätzlich Flächen Leitungsrechten festgesetzt. 

LR: Leitungsrecht zugunsten der Stadt Pforzheim und der Stadtwerke Pforzheim GmbH & 

Co. KG 

 

 

7 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft 

(§ 9 (1) 20 BauGB) 

 

7.1 Artenschutzrechtliche Maßnahmen zur Vermeidung 

 

7.1.1 Baubedingt erforderliche Vermeidungsmaßnahmen vor Baubeginn 

 

a) Die Eingriffe in Gehölzbestände müssen außerhalb der Brutzeit der Vögel, also zwi-

schen dem 01. Oktober und 28./29. Februar stattfinden.  

Ist dies aus schwerwiegenden Gründen nicht möglich, müssen die Gehölze bzw. Fassa-

denbegrünung unmittelbar vor der Entfernung durch qualifiziertes Fachpersonal auf ein 

aktuelles Vorkommen von Vögeln hin überprüft werden. Das weitere Vorgehen ist in 

Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde festzulegen. 

 

b) Der Abriss von Gebäuden und die Entfernung von Fassadenbegrünungen müssen au-

ßerhalb der Brutzeit der betroffenen Gebäudebrüter vom 10. September bis 15. März 

stattfinden.  

Ist eine Einhaltung dieser Schonzeit nicht möglich, so sind die potenziellen Neststand-

orte an den betroffenen Gebäuden vor dem 15. März für die Tiere unzugänglich zu ma-

chen. 

 

c) MK 1: Eingriffe in das Bestandsgebäude Östliche Karl-Friedrich-Straße 9 (Fleder-

mausquartier, westliche Fassade) sowie  

MK 2: die Entfernung der Habitatbäume  

müssen außerhalb der Hauptaktivitätszeit der Zwergfledermaus im Zeitraum vom 1. 

November bis zum 28./29. Februar durchgeführt werden, wenn die Temperaturen über 
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einen Zeitraum von etwa drei Tagen unter -2°C gesunken sind. 

Ist die Einhaltung dieser Zeitfenster aus schwerwiegenden Gründen nicht möglich, 

müssen die vom jeweiligen Bauvorhaben betroffenen Habitatbäume oder Gebäude 

durch qualifiziertes Fachpersonal auf ein aktuelles Fledermausvorkommen hin über-

prüft werden. Das weitere Vorgehen ist in Abstimmung mit der Unteren Naturschutz-

behörde festzulegen. 

 

7.1.2 Anlagenbedingt erforderliche Vermeidungsmaßnahmen  

 

a) Bauliche Anlagen, die für anfliegende Vögel eine Durchsicht auf die dahinterliegende 

Umgebung eröffnen, wie verglaste Hausecken und Verbindungsgänge, sind unzulässig. 

Weiterhin sind spiegelnde Fassaden oder Fenster mit einem Außenreflexionsgrad grö-

ßer 15 % an Gebäudefronten unzulässig. 

Für die Maßnahme ist ein Monitoring durchzuführen. Bei etwaigen Anprall-Vorfällen 

von Vögeln muss die Fassadengestaltung in Abstimmung mit der Unteren Naturschutz-

behörde hinsichtlich der Vogelanprallgefahr nachgebessert werden.  

 

b) Die entfallende Fassadenbegrünung muss vor dem Eingriff an der bestehenden Fassa-

denbegrünung zur langfristigen Sicherung der Nahrungshabitate im MK 3 oder im un-

mittelbaren Umfeld des Geltungsbereichs des Bebauungsplans wertgleich ersetzt wer-

den und ist dauerhaft zu sichern. 

Dies kann erfolgen durch: 

-  die Anlage von Fassadenbegrünung an anderen oder neuen Gebäuden  

-  oder die Anlage von artenreichen, extensiv gepflegten Wiesen oder Säumen  

-  oder Anlage von extensiver Dachbegrünung mit Gräsern, Kräutern und Stauden. 

 

7.2 Vorgezogene artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen)  

 

Mit ausreichend zeitlichem Vorlauf (Idealfall: eine Brutsaison vor Eingriff) zur Entfernung 

der vorhandenen Fortpflanzungsstätten sind im Umkreis (ca. 200 m) der Baumaßnahmen 

an den Fassaden folgende Ersatzquartiere fachgerecht zu installieren, dauerhaft zu sichern 

und durch ein Monitoring zu überwachen: 

a) sieben Sperlingskolonie-Nisthöhlen mit jeweils drei Brutkammern in zwei Gruppen 

(drei und vier Quartiere),  

b) 27 Nisthöhlen (bzw. alternativ neun Sperlingskolonie-Nisthöhlen mit drei Brutkam-

mern) in Gruppen von mindestens drei Quartieren, 

c) drei künstliche Nisthöhlen für Halbhöhlenbrüter (Halbhöhlen), 

d) drei künstliche Fledermausspaltenquartiere mit 0,5 m² Hangfläche. 

 

Die Ersatzquartiere können auch im MK3 nachgewiesen werden, wenn die Installation be-

reits vor der Beseitigung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten erfolgt ist. 

 

7.3 Weitere Kompensationsmaßnahmen 

7.3.1 Dachbegrünung 

 

Flachdächer und flach geneigte Dächer mit einer Neigung von 0° bis 10° sind mit mindes-

tens 15 cm Substrat zu bedecken und extensiv zu begrünen oder so auszuführen, dass nach-

weislich im Jahresmittel ein Abflussbeiwert des begrünten Daches von mindestens 0,4 er-

reicht wird.  
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Tiefgaragen sind in den Teilen, die nicht überbaut oder als nutzbarer Platz oder Weg ge-

staltet werden, intensiv mit Bäumen und Sträuchern zu begrünen. Die Statik der Tiefgara-

gendächer sowie der Aufbau des Gründachs sind so auszuführen, dass das dauerhafte 

Wachstum von artgemäß mindestens mittelgroßen Baumarten gesichert ist und nachweis-

lich im Jahresmittel ein Abflussbeiwert von 0,2 erreicht wird. Jedem Baum ist ein mindes-

tens 4 m² großer unversiegelter Wurzelraum mit ausreichender Substratstärke (mind. 60 

cm Schichtdicke) zur Verfügung zu stellen. Zur Orientierung kann die Pflanzliste dienen, 

die auf einer Liste bei der Baugenehmigungsbehörde einzusehen sowie im Internet unter 

www.pforzheim.de/bepflanzung zu finden ist. 

 

7.3.2 Fassadenbegrünung 

 

Über die artenschutzrechtlich erforderliche Fassadenbegrünung (vgl. 7.1.2 b) hinaus sind 

weitere Fassadenbegrünungen an den Fassaden der Neubauten herzustellen. Dabei sind 

Umfang und Qualität der gesamten Fassadenbegrünung so herzustellen, dass die stadtkli-

matische Wirkung der entfallenden Fassadenbegrünung und der entfallenden Bäume wie-

der hergestellt wird. Die Fassadenbegrünung soll zudem eine langfristige Sicherung der 

Nahrungshabitate und Lebensräume für Vögel und Fledermäuse gewährleisten. 

 

7.3.3 Beleuchtung 

 

Es dürfen ausschließlich Insekten schonende Leuchtmittel verwendet werden. 

 

 

8 Anpflanzen, Unterhalten von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

(§ 9 (1) 25 BauGB) 

 

Alle festgesetzten Bäume, Sträucher und sonstigen Bepflanzungen sind dauerhaft zu unter-

halten, zu pflegen und bei Verlust durch entsprechende Neupflanzung zu ersetzen. 

 

Zu erhaltende wertvolle Bäume und Vegetationsflächen sind während der Baumaßnahmen 

nach DIN 18920 zu schützen. Die zu treffenden Schutzmaßnahmen sind rechtzeitig mit der 

UNB abzustimmen 

 

 

8.1 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

Im Bebauungsplangebiet sind mindestens 33 hochstämmige und großkronige Bäume zu 

pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Erhaltene Bestandsbäume werden angerechnet. 

 

8.2 Bindung für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern 

Die in der Planzeichnung gekennzeichneten Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Ver-

lust durch entsprechende Neupflanzungen zu ersetzen.  

 

 

  

http://www.pforzheim.de/bepflanzung
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B Örtliche Bauvorschriften  

(§ 74 LBO) 

 

1 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 

(§ 74 (1) LBO) 

 

Bauliche Anlagen, die für anfliegende Vögel eine Durchsicht auf die dahinterliegende Um-

gebung eröffnen, wie verglaste Hausecken und Verbindungsgänge, sind unzulässig. Wei-

terhin sind spiegelnde Fassaden oder Fenster mit einem Außenreflexionsgrad größer 15 % 

an Gebäudefronten unzulässig.  

 

Bei der Gestaltung der Fassaden sind nur gebrochene Farbtöne zulässig. Ebenso sind blen-

dende Materialien unzulässig, ausgenommen bei Glasscheiben und Photovoltaikanlagen. 

 

Technische Dachaufbauten sind vollständig einzuhausen und durch Materialität und Begrü-

nung in die Fassaden- und Dachgestaltung zu integrieren. 

 

2 Unbebaute Flächen der bebauten Grundstücke, Einfriedungen, Plätze für bewegliche Ab-

fallbehälter 

(§ 74 (1) Satz 1 Nr. 3 LBO) 

 

Auf den unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke sind offene Lagerplätze 

unzulässig. 

 

Die Höhe der Einfriedungen ist auf maximal 1,5 m über Gelände begrenzt. Blickdichte Ein-

friedungen (Lochanteil < 50%) sind nur zulässig, wenn es sich um lebendige Einfriedungen 

handelt. Die Verwendung von Stacheldraht ist nicht zulässig. 

 

Plätze für Abfallsammelbehälter sind in die Tiefgarage zu integrieren. 

 

 

 

C Hinweise 

 

1 Bodenfunde 

 

Sollten in Folge der Planungen bei der Durchführung von Erdarbeiten bisher unbekannte 

archäologische Funde und Befunde entdeckt werden, sind diese dem Regierungspräsidium 

Karlsruhe, Ref. 26, umgehend zu melden. Die Fundstelle ist bis zu vier Werktage nach der 

Fundanzeige unberührt zu lassen, wenn nicht eine Verkürzung der Frist mit dem Ref. 26 

vereinbart wird (vgl. § 20 DSchG i. V. m. § 27 DSchG). 

 

2 Werbeanlagen 

 

Es gilt die Gestaltungs- und Werbeanlagensatzung der Stadt Pforzheim. 

 

3 Leitungstrassen 

 

Im Bereich von Leitungstrassen sind die erforderlichen Schutzmaßnahmen mit den Betrei-

bern von Ver- und Entsorgungsanlagen abzustimmen. 
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4 Bodenschutz/Erdaushub 

 

Der Anfall von Erdaushub ist, soweit möglich, zu minimieren bzw. anfallender Aushub zu 

verwerten. Falls im Baugebiet Bodenbelastungen bekannt sind, vermutet oder wider Er-

warten angetroffen werden, so ist dies unverzüglich der Unteren Bodenschutzbehörde mit-

zuteilen. 

 

Unbelasteter Oberboden, der bei der Errichtung baulicher Anlagen anfällt, ist gesondert 

von tieferen Bodenschichten auszuheben und nach Möglichkeit auf den Grünflächen zur 

Bodenverbesserung und als Pflanzsubstrat zu verwenden. 

 

Der Flächenverbrauch durch Überbauung und Versiegelung ist auf das unbedingt notwen-

dige Mindestmaß zu beschränken.  

 

In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Grundstücksbereichen sind Bodenverdichtungen 

zu vermeiden, um den Boden vor erheblichen und nachhaltigen Veränderungen zu schüt-

zen. 

 

5 Geotechnik 

 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Ver-

breitungsbereich von Holozänen Auensedimenten und lokalen Auffüllungen vorangegan-

gener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind. 

Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist 

zu rechnen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein. 
 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbei-

ten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähig-

keit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objekt-

bezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein pri-

vates Ingenieurbüro empfohlen. 

 

6 Wasserschutz 

 

Zur Verzögerung des Niederschlagswasserabflusses sollten auch auf den Privatgrundstü-

cken geeignete Maßnahmen ergriffen werden. Hierzu zählen z. B. Regenwasserspeicher, 

deren gespeichertes Regenwasser zur Grünflächenbewässerung/Brauchwassernutzung ge-

nutzt werden kann. Eine oberflächennahe Versickerung bei geeignetem Untergrund oder 

eine direkte Einleitung in ein Gewässer sollen ausgeführt werden, sofern nicht öffentli-

che/wasserrechtliche bzw. wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

 

7 Energie 

 

Alle Maßnahmen zur Energieeinsparung und rationellen Energieverwendung (z. B. Nied-

rigenergiebauweise, Nutzung von Sonnenenergie) werden ausdrücklich befürwortet. Pho-

tovoltaikanlagen sind mit einer Dachbegrünung vereinbar, sie profitieren sogar von der 

ausgleichenden Temperaturwirkung der Begrünung. 
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8 Begrünung 

 

Zusammen mit den Unterlagen des Bauantrags ist auf Basis der grünordnerischen Festset-

zungen des Bebauungsplanes ein Freiflächengestaltungsplan sowie ein Fassadenbegrü-

nungskonzept vorzulegen. Inhalte des Freiflächengestaltungsplans sind die Darstellung und 

Beschreibung der beabsichtigten Gestaltung der Außenanlagen, Flächenversiegelungen, 

Bepflanzungen und der vorhandenen wie geplanten Geländehöhen. Inhalte des Fassaden-

begrünungskonzepts sind Umfang, Qualität und Funktion der Fassadenbegrünung sowie 

die Darstellung der stadtklimatischen Wirkung. Freiflächengestaltungsplan und Fassaden-

begrünungskonzept werden Bestandteil der Baugenehmigung. 

 

Freiflächengestaltungsplan sowie Fassadenbegrünungskonzept sind vorab mit den zustän-

digen Fachbehörden einvernehmlich abzustimmen. 

 

9 Artenschutz 

 

Weitere Quartiere für Fledermäuse und Vögel an den neuen Fassaden werden ausdrücklich 

befürwortet. 

 

10 Pflanzenliste 

 

Geeignete Pflanzenarten zur Begrünung der Grundstücke sind auf einer Liste bei der Bau-

genehmigungsbehörde einzusehen sowie im Internet unter www.pforzheim.de/bepflanzung 

 

11 Normen 

 

Im Rahmen der textlichen Festsetzungen wird Bezug auf DIN-Normen genommen. Diese 

können im Rahmen der allgemeinen Dienststunden beim Planungsamt, Östliche Karl-Fried-

rich-Straße 4-6, Technisches Rathaus eingesehen werden. 

 

 

 

 

Pforzheim, 17.06.2020 

61 Gh 

http://www.pforzheim.de/bepflanzung

